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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Rainer
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Felseisen als Einzelrichter Uber die Beschwerde von XXXX, StA.Felseisen als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
romisch 40, StA.:

Afghanistan; wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl betreffend den
Antrag vom

XXXX, Zahl 831625609-1746698, zu Recht erkanntrromisch 40, Zahl 831625609-1746698, zu Recht erkannt:
A)

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl wird gemaflR8 28 Abs. 7 VwWGVG beauftragt, den versdumten Bescheid
unter  Zugrundelegung der im gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten  Rechtsanschauung des
Bundesverwaltungsgerichtes binnen acht Wochen zu erlassen.Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl wird
gemal Paragraph 28, Absatz 7, VWGVG beauftragt, den versdumten Bescheid unter Zugrundelegung der im
gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichtes binnen acht Wochen zu
erlassen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zuldssig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Der BeschwerdefUhrer, ein afghanischer Staatsangehdériger, stellte am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz.
Der Beschwerdefihrer gab im Rahmen seiner Erstbefragung zu den Fluchtgrinden vor der Landespolizeidirektion
XXXX an, dass er im Iran aufgewachsen sei. Seine Eltern seien, als der Beschwerdefthrer funf Jahre alt gewesen sei, in
den Iran geflichtet. Er selbst wirde weder politisch noch religios verfolgt werden.1. Der Beschwerdefuhrer, ein
afghanischer Staatsangehdoriger, stellte am rémisch 40 einen Antrag auf internationalen Schutz. Der Beschwerdeflhrer
gab im Rahmen seiner Erstbefragung zu den Fluchtgriinden vor der Landespolizeidirektion rémisch 40 an, dass er im
Iran aufgewachsen sei. Seine Eltern seien, als der Beschwerdefuhrer funf Jahre alt gewesen sei, in den Iran geflichtet.
Er selbst wirde weder politisch noch religios verfolgt werden.

2. In der mit dem Beschwerdefihrer am XXXX aufgenommenen Niederschrift gab dieser an XXXX alt zu sein und sich
diesbezuglich mit seiner Mutter in Verbindung zu setzen. Er glaube, dass sie ein Dokument, von dem er glaube, dass
dieses "Tazkera" heilRen wirde, innehabe. Seine im Iran, in XXXX, lebende Mutter, habe mit dem Beschwerdefiihrer die
Entscheidung von dessen Ausreise getroffen. In Afghanistan hatten sie im Distrikt XXXX im Dorf XXXX gelebt.2. In der
mit dem Beschwerdeflhrer am rémisch 40 aufgenommenen Niederschrift gab dieser an réomisch 40 alt zu sein und
sich diesbezlglich mit seiner Mutter in Verbindung zu setzen. Er glaube, dass sie ein Dokument, von dem er glaube,
dass dieses "Tazkera" heiBen wulrde, innehabe. Seine im lIran, in romisch 40 , lebende Mutter, habe mit dem
Beschwerdefiihrer die Entscheidung von dessen Ausreise getroffen. In Afghanistan hatten sie im Distrikt rémisch 40 im
Dorf rémisch 40 gelebt.

Hinsichtlich seiner Geburtsdaten gab der Beschwerdefiihrer an am XXXX geboren zu sein. Auf Vorhalt, dass der
BeschwerdefUhrer sich laut einem Schreiben des italienischen Innenministeriums vom XXXX mit dem Namen XXXX und
dem Geburtsdatum XXXX ausgegeben habe, gab dieser an, dass andere Burschen wahrend der Anhaltung durch die
Polizei gesagt hatten, sich mit falschen Namen auszugeben, damit es spater keine negativen Auswirkungen habe. Jeder
der Burschen habe irgendeinen Namen angegeben.Hinsichtlich seiner Geburtsdaten gab der Beschwerdefiihrer an am
réomisch 40 geboren zu sein. Auf Vorhalt, dass der Beschwerdefihrer sich laut einem Schreiben des italienischen
Innenministeriums vom rémisch 40 mit dem Namen rémisch 40 und dem Geburtsdatum rémisch 40 ausgegeben habe,
gab dieser an, dass andere Burschen wahrend der Anhaltung durch die Polizei gesagt hatten, sich mit falschen Namen
auszugeben, damit es spater keine negativen Auswirkungen habe. Jeder der Burschen habe irgendeinen Namen
angegeben.

Er sei drei Jahre alt gewesen, als der Beschwerdefiihrer mit seiner Familie in den Iran Ubersiedelt sei. Bis vor acht
Monaten sei er dort aufhaltig gewesen. Das Leben im Iran sei mit jenem in Afghanistan nicht zu vergleichen, als es
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massive Unterschiede geben wirde. Seine Eltern hatten ihm erzahlt, dass sie aus Afghanistan wegen dem Krieg und
einem Vorfall weggegangen seien. Dabei sei eine Person ums Leben gekommen. Es sei daruber nie ausfihrlich
gesprochen worden. Er habe immer wieder gefragt, aber sei ihm gesagt worden, dass es besser sei, wenn er wenig
daruber wissen wurde. Seine Mutter habe in Afghanistan keine Verwandten mehr. Zu der Familie des Vaters wurde auf
Grund des einen Vorfalls kein gutes Verhdltnis bestehen. Sein Vater sei in den ersten zwei, drei Monaten
verschwunden, als sie sich sechs Monate in Afghanistan aufgehalten hatten. Sie hatten vergeblich nach ihm gesucht.

Die Iraner hatten dem Beschwerdefiihrer nicht erlaubt, dass er die Schule besuche. Er habe eine afghanische Schule
besuchen muissen und wegen Ahmadenejad den Iran verlassen mussen. Sie seien dann gezwungen gewesen den Iran
zu verlassen und nach Afghanistan zurlickgekehrt. Neun Jahre lang habe er im Iran die Schule besucht. In Afghanistan
habe er die Schule nicht fortsetzen kénnen, weil es dort ein anderes System gegeben habe.

Als sie nach Afghanistan zurtickgekehrt seien, hatte sie jeder gefragt, aus welchem Grund sie dies gemacht hatten. Es
sei um diesen Vorfall gegangen. Sein Vater habe nicht mehr weg wollen und gemeint, dass er in Afghanistan bleiben
wolle. Nach zwei, drei Monaten sei sein Vater verschwunden. Dieses Verschwinden habe vermutlich mit diesem Vorfall

Zu tun.

Als er drei Jahre alt gewesen sei, sei seine Familie gemeinsam mit einer weiteren afghanischen Familie in den Iran
gereist. Es seien Bekannte seines Vaters gewesen. Der Bruder des Beschwerdefiihrers, XXXX, habe ein Verhaltnis mit
einer Tochter dieser Familie gehabt. Diese sei vor der Familie des Beschwerdeflhrers vom Iran nach Afghanistan
zurlickgekehrt. Kurze Zeit spater seien sie gefolgt. Sein Bruder XXXX habe seine Eltern zu dieser Familie geschickt, um
um die Hand dieser jungen Frau anzuhalten. Die Familie des Beschwerdefiihrers sei dreimal dort gewesen, doch habe
die andere Familie diese Bindung nicht gewollt. Die junge Frau habe im Iran eine Ausbildung gemacht und sei die
finanzielle Lage dieser Familie auch gut gewesen. Die junge Frau habe aber den Bruder des Beschwerdefihrers gewollt
und habe dieser weiterhin ein Verhaltnis zu dieser Frau unterhalten. An einem Abend sei die Familie der jungen Frau
nicht zu Hause gewesen und der Bruder zu ihr nach Hause gegangen. Kurze Zeit spater sei plétzlich die Familie der
jungen Frau nach Hause gekommen. Soweit der Beschwerdeflhrer wisse, sei es dort zu einem Streit gekommen. Man
habe sich mit Messerstichen verletzt, worauf der Bruder des Beschwerdefiihrers gefllichtet sei. Die Hauser der
Familien seien ca. 45 Minuten zu FuB voneinander entfernt gewesen.Als er drei Jahre alt gewesen sei, sei seine Familie
gemeinsam mit einer weiteren afghanischen Familie in den Iran gereist. Es seien Bekannte seines Vaters gewesen. Der
Bruder des Beschwerdeflhrers, romisch 40, habe ein Verhaltnis mit einer Tochter dieser Familie gehabt. Diese sei vor
der Familie des Beschwerdeflihrers vom Iran nach Afghanistan zurtickgekehrt. Kurze Zeit spater seien sie gefolgt. Sein
Bruder romisch 40 habe seine Eltern zu dieser Familie geschickt, um um die Hand dieser jungen Frau anzuhalten. Die
Familie des Beschwerdefiihrers sei dreimal dort gewesen, doch habe die andere Familie diese Bindung nicht gewollt.
Die junge Frau habe im Iran eine Ausbildung gemacht und sei die finanzielle Lage dieser Familie auch gut gewesen. Die
junge Frau habe aber den Bruder des Beschwerdefihrers gewollt und habe dieser weiterhin ein Verhaltnis zu dieser
Frau unterhalten. An einem Abend sei die Familie der jungen Frau nicht zu Hause gewesen und der Bruder zu ihr nach
Hause gegangen. Kurze Zeit spater sei plotzlich die Familie der jungen Frau nach Hause gekommen. Soweit der
Beschwerdefiihrer wisse, sei es dort zu einem Streit gekommen. Man habe sich mit Messerstichen verletzt, worauf der
Bruder des Beschwerdefiihrers geflichtet sei. Die Hauser der Familien seien ca. 45 Minuten zu Fuld voneinander
entfernt gewesen.

XXXX sei dann von Afghanistan Uber Pakistan nach Indien gefliichtet. Der Grund, weshalb sie dann Afghanistan
verlassen hatten und in den Iran zurickgekehrt seien, sei diese Familie gewesen. Die Familie habe Schadenersatz
gefordert. Sie habe von seiner Familie verlangt, dass ihr seine Familie einen Sohn und eine Tochter gebe. Dann
seirdmisch 40 sei dann von Afghanistan Uber Pakistan nach Indien gefliichtet. Der Grund, weshalb sie dann
Afghanistan verlassen hatten und in den Iran zurlckgekehrt seien, sei diese Familie gewesen. Die Familie habe
Schadenersatz gefordert. Sie habe von seiner Familie verlangt, dass ihr seine Familie einen Sohn und eine Tochter
gebe. Dann sei

XXXX mit dem Sohn des "Altesten" der Gegend verheiratet worden. Dieser Mann habe von XXXX im Gegenzug als
Schadenersatz zwei Mitglieder der Familie des Beschwerdeflhrers verlangt, weil sein Bruder mit XXXX ein intimes
Verhdltnis gepflegt habe. Man habe sie beldstigt und seien sie gezwungen gewesen in den Iran
zurlickzukehren.rémisch 40 mit dem Sohn des "Altesten" der Gegend verheiratet worden. Dieser Mann habe von
romisch 40 im Gegenzug als Schadenersatz zwei Mitglieder der Familie des Beschwerdefiihrers verlangt, weil sein



Bruder mit rémisch 40 ein intimes Verhaltnis gepflegt habe. Man habe sie beldstigt und seien sie gezwungen gewesen

in den Iran zurltckzukehren.

Die Mutter des Beschwerdeflhrers habe in Afghanistan gar keine Familie mehr. Einige Familienmitglieder wirden im
Iran leben. Die Verwandten des Vaters des Beschwerdeflhrers wirden in dieser Region leben. Die Mutter des
Beschwerdefiihrers habe einen Bekannten gehabt, der ihnen geholfen habe Afghanistan zu verlassen. Die
afghanischen Behdrde habe er nicht um Schutz bitten kénnen, als dieser Mann sehr wohlhabend gewesen sei. Er hatte
die Behorden bestimmt bestochen. Letztendlich hatte man sie dann bestimmt verurteilt. Er wisse nicht, ob diese
Familie auch zu den Hazara gehore. Er glaube aber nicht. Diese Familie sei durch Grundsticke so wohlhabend
geworden und héatten auch andere Leute fur sie diese Grundstiicke bewirtschaftet. Er wisse nicht, seit wann sein
Bruder Mazira kenne. Den Kontakt hatten sie im Iran gehabt. Seine Familie habe keine Grundstiicke besessen. Seine
Mutter, glaube er, habe ein Haus gehabt, welches sie dann verkauft habe. Aus dem Erlds von diesen habe sie ihre
Riickreise in den Iran finanziert.

Eine Woche lang habe sie die Familie belastigt. Dann sei die Mutter des Beschwerdeflhrers mit einem Dorfaltesten zu
dieser Familie gegangen. Dort habe die Familie dann die Forderung gestellt und die Mutter des Beschwerdefiihrers um
Zeit ersucht. Man habe seiner Mutter eine Woche Zeit eingerdumt. Sie seien dann noch zwei Tage dort geblieben,
bevor sie von dort weggegangen seien. Er wisse nicht, was mit dem Haus seiner Familie passiert sei. Sie hatten es nicht
mehr beschutzen kénnen. Die Frage, ob es sich um dasselbe Haus gehandelt habe, beantworte der Beschwerdefuhrer
damit, dass das Haus, welches seine Mutter verkauft habe, sie geerbt habe. Es sei in XXXX gelegen. Als seine Mutter in
den Iran gefahren sei, habe sie das Grundstick jemanden anderem gegeben. Dieser habe es dann verwaltet. Als seine
Mutter den Vorschlag gemacht habe, es zu verkaufen, hab dieser Mann das Grundstlck verkauft und seiner Mutter
das Geld geschickt. Es habe sich dabei um zweihunderttausend Afghani gehandelt. Das Grundstiick sei in einem
mittelgroRen Dorf, in welchem zwischen 60 und 70 Familien gelebt hatten, gelegen. Er wisse nicht, wie weit dieses Dorf
von XXXX entfernt gewesen sei. Er selbst sei noch nie in XXXX gewesen.Eine Woche lang habe sie die Familie belastigt.
Dann sei die Mutter des Beschwerdeflihrers mit einem Dorfaltesten zu dieser Familie gegangen. Dort habe die Familie
dann die Forderung gestellt und die Mutter des Beschwerdeflihrers um Zeit ersucht. Man habe seiner Mutter eine
Woche Zeit eingerdumt. Sie seien dann noch zwei Tage dort geblieben, bevor sie von dort weggegangen seien. Er wisse
nicht, was mit dem Haus seiner Familie passiert sei. Sie hatten es nicht mehr beschutzen kénnen. Die Frage, ob es sich
um dasselbe Haus gehandelt habe, beantworte der Beschwerdefiihrer damit, dass das Haus, welches seine Mutter
verkauft habe, sie geerbt habe. Es sei in romisch 40 gelegen. Als seine Mutter in den Iran gefahren sei, habe sie das
Grundstlck jemanden anderem gegeben. Dieser habe es dann verwaltet. Als seine Mutter den Vorschlag gemacht
habe, es zu verkaufen, hab dieser Mann das Grundstlck verkauft und seiner Mutter das Geld geschickt. Es habe sich
dabei um zweihunderttausend Afghani gehandelt. Das Grundstlck sei in einem mittelgroRen Dorf, in welchem
zwischen 60 und 70 Familien gelebt hatten, gelegen. Er wisse nicht, wie weit dieses Dorf von rémisch 40 entfernt
gewesen sei. Er selbst sei noch nie in romisch 40 gewesen.

3. Im Schreiben der XXXX, welche den Beschwerdefuhrer vertritt, fihrte diese aus, dass der minderjahrige
Beschwerdefiihrer ein afghanischer Staatsbirger und Angehoriger der Ethnie der Hazara sei. Er habe jedoch bereits
als Kleinkind, im Alter von drei bis flnf Jahren, sein Heimatland zusammen mit seiner Familie verlassen und fortan im
Iran gelebt. Der Versuch der Neuansiedelung der Familie in Afghanistan im Anschluss an eine Abschiebung aus dem
Iran sei nach wenigen Monaten gescheitert und habe zum Verschwinden des Vaters des Beschwerdefihrers gefiihrt.
Die Mutter sowie der GroRteil der Geschwister des Beschwerdefuhrers wirden mittlerweile wieder im Iran leben. In
Afghanistan wirden sich keine Familienangehdrigen mehr befinden. Als fluchtauslésendes Moment beschreibe der
Beschwerdefiihrer die prekdren Lebensverhaltnisse seiner Familie im Iran sowie eine Feindschaft mit einer anderen
afghanischen Familie wegen einer Affare seines Bruders.3. Im Schreiben der romisch 40 , welche den
Beschwerdefihrer vertritt, fuhrte diese aus, dass der minderjahrige Beschwerdeflhrer ein afghanischer Staatsburger
und Angehdriger der Ethnie der Hazara sei. Er habe jedoch bereits als Kleinkind, im Alter von drei bis funf Jahren, sein
Heimatland zusammen mit seiner Familie verlassen und fortan im Iran gelebt. Der Versuch der Neuansiedelung der
Familie in Afghanistan im Anschluss an eine Abschiebung aus dem Iran sei nach wenigen Monaten gescheitert und
habe zum Verschwinden des Vaters des Beschwerdefihrers gefiihrt. Die Mutter sowie der Grofteil der Geschwister
des Beschwerdefiihrers wirden mittlerweile wieder im Iran leben. In Afghanistan wuirden sich keine



Familienangehdrigen mehr befinden. Als fluchtausldsendes Moment beschreibe der Beschwerdeflhrer die prekaren
Lebensverhaltnisse seiner Familie im Iran sowie eine Feindschaft mit einer anderen afghanischen Familie wegen einer
Affére seines Bruders.

In der Folge wurden mehrere Ausziige von Berichten des UNHCR und Auszlige von Entscheidungen des UBAS bzw.
AsylGH zitiert.

4. Der Beschwerdefihrer erhob mit am XXXX beim BFA eingelangten Schriftsatz vom XXXX Beschwerde wegen
Verletzung der Entscheidungspflicht durch das BFA.4. Der Beschwerdefiihrer erhob mit am rémisch 40 beim BFA
eingelangten Schriftsatz vom rémisch 40 Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch das BFA.

Der Beschwerdefiihrer beantragt nach8 28 Abs. 7 VWGVG, dass-Der Beschwerdefiihrer beantragt nach Paragraph 28,
Absatz 7, VWGVG, dass-

- das BVwG eine mundliche Verhandlung durchfihre

-in eventualiter im Rahmen eines Teilerkenntnisses klarstelle, welche Ermittlungsschritte die Behérde konkret zu setzen
habe und klarstelle bei Vorliegen welcher Sachverhaltselemente dem Beschwerdefiihrer der Status eines
Asylberechtigten oder jener eines subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen sei.

5. Das BFA legte mit Schreiben vom XXXX den gegenstandlichen Verwaltungsakt dem BVwG vor. Dieses Schreiben
langte am XXXX beim BVwG ein. Das BFA informiere Uber das gegenstandliche Verfahren, in welchem eine
eingebrachte Saumnisbeschwerde eingegangen sei. Gleichzeitig wirde diese zur dortigen weiteren Verwendung
weitergeleitet.5. Das BFA legte mit Schreiben vom rémisch 40 den gegenstandlichen Verwaltungsakt dem BVwG vor.
Dieses Schreiben langte am rémisch 40 beim BVwG ein. Das BFA informiere Uber das gegenstandliche Verfahren, in
welchem eine eingebrachte Sdumnisbeschwerde eingegangen sei. Gleichzeitig wirde diese zur dortigen weiteren
Verwendung weitergeleitet.

6. Am XXXX ersuchte die den Beschwerdeflihrer vertretene XXXX um eine rasche inhaltliche Erledigung ihres seit XXXX
anhangigen Verfahrens und verwies auf eine Entscheidung des VWGH vom 16.12.2014, Ra 2014/22/0106, wonach sich
vor dem Hintergrund dessen keine Rechtsfragen mehr stellen wirden.6. Am rdmisch 40 ersuchte die den
Beschwerdefiihrer vertretene rémisch 40 um eine rasche inhaltliche Erledigung ihres seit rémisch 40 anhangigen
Verfahrens und verwies auf eine Entscheidung des VWGH vom 16.12.2014, Ra 2014/22/0106, wonach sich vor dem
Hintergrund dessen keine Rechtsfragen mehr stellen wirden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Zum Verfahrensgang und Sachverhalt (oben ). Zum Verfahrensgang und Sachverhalt (oben rémisch eins.)

Der Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem Akteninhalt des vorgelegten Verwaltungsverfahrensaktes
des BFA und des Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes und sind unstrittig.

2. Rechtliche Beurteilung:
Anzuwendendes Recht

2.1. Der dem gegenstandlichen Verfahren zugrunde liegende Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen
Schutz wurde nach dem 1. Janner 2006 gestellt, weshalb im vorliegenden Asylgesetz 2005, BGBI | Nr 100/2005, zuletzt
geandert durch BGBI | Nr 70/2015 (AsylG), anzuwenden ist.2.1. Der dem gegenstandlichen Verfahren zugrunde
liegende Antrag des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz wurde nach dem 1. Janner 2006 gestellt, weshalb
im vorliegenden Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 100 aus 2005, =zuletzt geandert durch
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 70 aus 2015, (AsylG), anzuwenden ist.

2.2. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI | Nr 33/2013 idF BGBI | Nr 122/2013, geregelt (§ 1 leg cit). GemaR§
17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden
gemal Art 130 Abs 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI Nr 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI Nr
173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI Nr 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
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gehabt hatte.2.2. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33 aus 2013, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 122 aus 2013,, geregelt (Paragraph eins, leg cit). GemaR Paragraph 17, VwGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber Beschwerden gemal3 Artikel 130,
Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 -
DVG, Bundesgesetzblatt Nr 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdal? anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

2.3. Die allgemeinen Verfahrensbestimmungen, die fur alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten, werden durch das BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBI | Nr 87/2012, zuletzt
gedndert durch BGBI | Nr 70/2015, geregelt. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberuihrt (8
1 leg cit).2.3. Die allgemeinen Verfahrensbestimmungen, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt
fur Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten, werden durch das BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr
87 aus 2012, zuletzt gedndert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 70 aus 2015, geregelt. Weitere
Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberihrt (Paragraph eins, leg cit).

ZuA)
Verletzung der Entscheidungspflicht

24. GemalR§ 73 Abs 1 AVG sind die Behdérden verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmt ist, Uber Antrage von Parteien (8 8 AVG) und Berufungen ohne unnétigen Aufschub, spatestens aber sechs
Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen. Sofern sich in verbundenen Verfahren (8 39 Abs 2a AVG) aus
den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende
malgeblich.2.4. Gemall Paragraph 73, Absatz eins, AVG sind die Behorden verpflichtet, wenn in den
Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, Uber Antrage von Parteien (Paragraph 8, AVG) und Berufungen
ohne unnétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen. Sofern sich
in verbundenen Verfahren (Paragraph 39, Absatz 2 a, AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften

unterschiedliche Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maf3geblich.

2.5. GemaR 8 8 VwGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art 130 Abs 1 Z 3 B-VG
(Saumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn
gesetzlich eine kurzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er
einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden
der Behorde zurtckzufiihren ist (Abs 1). In die Frist werden nicht eingerechnet2.5. GemaR Paragraph 8, VwWGVG kann
Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemall Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG
(Saumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn
gesetzlich eine kirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er
einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden
der Behdrde zurlckzufiihren ist (Absatz eins,). In die Frist werden nicht eingerechnet

1. die Zeit, wahrend deren das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung einer Vorfrage ausgesetzt ist; 2. die Zeit
eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der
Europaischen Union (Abs 2).1. die Zeit, wahrend deren das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung einer
Vorfrage ausgesetzt ist; 2. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof
oder vor dem Gerichtshof der Europdischen Union (Absatz 2,).

2.6. GemaR8 16 VwGVG kann die Behdrde im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemaR Art 130 Abs 1 Z 3 B-VG innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid
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erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren
einzustellen (Abs 1). Holt die Behérde den Bescheid nicht nach, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter
Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen (Abs 2).2.6. GemalRl Paragraph 16, VWGVG kann die
Behorde im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal3 Artikel 130, Absatz eins,
Ziffer 3, B-VG innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder
wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen (Absatz eins,). Holt die Behdrde den
Bescheid nicht nach, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des
Verwaltungsverfahrens vorzulegen (Absatz 2,).

2.7.Zum gegenstandlichen Verfahren

2.7.1. Das BFA hat gemaR § 3 Abs 2 BFA-VG (unter anderem) die Pflicht, Uber Antrage auf internationalen Schutz zu
entscheiden, und es obliegt dem BFA, in weiterer Folge das Asylverfahren unter Beachtung der Bestimmungen der §8§
17ff AsylG zu fihren und Uber den Antrag zu entscheiden. Besondere Bedeutung kommt dabei der Bestimmung des §
18 AsylG zur Pflicht des BFA, den entscheidungsrelevanten Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln, sowie jener dess
19 AsylG, wonach ein Asylwerber grundsatzlich personlich von dem zur jeweiligen Entscheidung berufenen Organ
einzuvernehmen ist, zu. Nach Abschluss der fiir eine Entscheidung notwendigen Ermittlungen ist demnach
bescheidmaRig Uber den Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz abzusprechen.2.7.1. Das BFA hat
gemal Paragraph 3, Absatz 2, BFA-VG (unter anderem) die Pflicht, Uber Antrage auf internationalen Schutz zu
entscheiden, und es obliegt dem BFA, in weiterer Folge das Asylverfahren unter Beachtung der Bestimmungen der
Paragraphen 17 f, f, AsylG zu fuhren und Uber den Antrag zu entscheiden. Besondere Bedeutung kommt dabei der
Bestimmung des Paragraph 18, AsylG zur Pflicht des BFA, den entscheidungsrelevanten Sachverhalt von Amts wegen
zu ermitteln, sowie jener des Paragraph 19, AsylG, wonach ein Asylwerber grundsatzlich persénlich von dem zur
jeweiligen Entscheidung berufenen Organ einzuvernehmen ist, zu. Nach Abschluss der fur eine Entscheidung
notwendigen Ermittlungen ist demnach bescheidmalig Uber den Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen
Schutz abzusprechen.

2.7.2. Mangels verfahrensrechtlicher Sondervorschriften richtet sich die Entscheidungsfrist des BFA nach8 73 Abs 1
AVG.2.7.2. Mangels verfahrensrechtlicher Sondervorschriften richtet sich die Entscheidungsfrist des BFA nach
Paragraph 73, Absatz eins, AVG.

2.7.3. Im gegenstandlichen Fall ist unbestrittener Weise davon auszugehen, dass das BFA nach der am XXXX
eingebrachten Saumnisbeschwerde keinerlei Ermittlungsverfahren durchgefiihrt hat und die Beschwerde am XXXX
dem BVwG vorgelegt hat.2.7.3. Im gegenstandlichen Fall ist unbestrittener Weise davon auszugehen, dass das BFA
nach der am rémisch 40 eingebrachten Saumnisbeschwerde keinerlei Ermittlungsverfahren durchgefuhrt hat und die
Beschwerde am rémisch 40 dem BVwG vorgelegt hat.

2.7.4. In Anwendung der zuvor angeflUhrten gesetzlichen Bestimmungen ist eine Saumnisbeschwerde dann
abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden des BFA zurlckzuflhren ist. Ein
Uberwiegendes Verschulden ist dann anzunehmen, wenn die Verzogerung weder durch das Verschulden der Partei
noch durch uniberwindliche Hindernisse verursacht wurde (vgl Hengstschlager, Verwaltungsverfahrensrecht4, 2009,
Rz 638).2.7.4. In Anwendung der zuvor angefiihrten gesetzlichen Bestimmungen ist eine Sdumnisbeschwerde dann
abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden des BFA zurlckzuflUhren ist. Ein
Uberwiegendes Verschulden ist dann anzunehmen, wenn die Verzogerung weder durch das Verschulden der Partei
noch durch untberwindliche Hindernisse verursacht wurde vergleiche Hengstschlager, Verwaltungsverfahrensrecht4,
2009, Rz 638).

2.7.5. Fur diese Beurteilung gilt es auszumachen, ob die Ursache einer Verzdgerung des Verwaltungsverfahrens
(Uberwiegend) im Einflussbereich des BFA liegt; gegebenenfalls ist das Verschulden der Partei an der Verzdgerung des
Verfahrens gegen jenes der Behdrde abzuwagen (vgl Hengstschlager/Leeb, AVG § 73 Rz 126 ff.). Der Grundsatz der
Amtswegigkeit allein vermag jedenfalls Verzégerungen des Ermittlungsverfahrens nicht zu rechtfertigen. Uberflissige
Verfahrensschritte stellen bei klarer Sachlage daher ebenso eine schuldhafte Verzdgerung dar, wie zB unndtige
Ausdehnungen des Ermittlungsverfahrens oder die entbehrliche Abhaltung mindlicher Verhandlungen. Unterlasst die
Behorde die fur eine zlgige Verfahrensfihrung ndtigen weiteren Verfahrensschritte, liegt ebenso ein Uberwiegendes
Verschulden vor (vgl Hengstschlager/Leeb, AVG § 73 Rz 129). Kommt es auf Grund eines langwierigen
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Ermittlungsverfahrens zu einer Uberlangen Verfahrensdauer, ist eine eingehende Darstellung des bisherigen
Verfahrensverlaufes in zeitlicher Abfolge und eine Begrindung durch das Bundesasylamt erforderlich, in der
nachvollziehbar, Uber allgemeine Behauptungen hinausgehend, dargelegt wird, welche Ursachen die Dauer der
einzelnen Verfahrensschritte sachlich rechtfertigen (vgl Hengstschlager/Leeb, AVG & 73 Rz 131).2.7.5. Fur diese
Beurteilung gilt es auszumachen, ob die Ursache einer Verzégerung des Verwaltungsverfahrens (Uberwiegend) im
Einflussbereich des BFA liegt; gegebenenfalls ist das Verschulden der Partei an der Verzdgerung des Verfahrens gegen
jenes der Behorde abzuwagen vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 73, Rz 126 ff.). Der Grundsatz der
Amtswegigkeit allein vermag jedenfalls Verzégerungen des Ermittlungsverfahrens nicht zu rechtfertigen. Uberflissige
Verfahrensschritte stellen bei klarer Sachlage daher ebenso eine schuldhafte Verzégerung dar, wie zB unndétige
Ausdehnungen des Ermittlungsverfahrens oder die entbehrliche Abhaltung mindlicher Verhandlungen. Unterlasst die
Behorde die fur eine zligige Verfahrensfihrung notigen weiteren Verfahrensschritte, liegt ebenso ein Uberwiegendes
Verschulden vor vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 73, Rz 129). Kommt es auf Grund eines langwierigen
Ermittlungsverfahrens zu einer Uberlangen Verfahrensdauer, ist eine eingehende Darstellung des bisherigen
Verfahrensverlaufes in zeitlicher Abfolge und eine Begrindung durch das Bundesasylamt erforderlich, in der
nachvollziehbar, tber allgemeine Behauptungen hinausgehend, dargelegt wird, welche Ursachen die Dauer der
einzelnen Verfahrensschritte sachlich rechtfertigen vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 73, Rz 131).

2.7.6. Ein uniberwindbares, das Verschulden der Behdrde ausschlieBendes Hindernis fur die fristgerechte Erledigung
der Sache liegt immer dann vor, wenn der Behorde trotz zweckentsprechender und ziigiger Verfahrensfiihrung eine
Entscheidung vor dem Einlangen der Beschwerde unmdoglich gewesen ist, etwa weil das Verfahren im Einzelfall duf3erst
komplex ist, Beweise nicht erhoben werden kénnen oder auBerhalb der Einflusssphare der Behdrde gelegene
Ereignisse das Verfahren blockieren. Der Eintritt eines unUberwindlichen Hindernisses schlieRt das Uberwiegende
Verschulden der Behdrde nicht aus, wenn bereits zuvor schuldhaft Ermittlungen nicht rechtzeitig eingeleitet wurden,
wenn also das untberwindliche Hindernis unmittelbar vor Beschwerdeerhebung aufgetreten ist, jedoch schon vorher
eine auf einem Uberwiegenden behordlichen Verschulden beruhende Verfahrensverzégerung vorlag (vgl
Hengstschlager/Leeb, AVG §8 73 Rz 137).2.7.6. Ein uniberwindbares, das Verschulden der Behorde ausschlieBendes
Hindernis fur die fristgerechte Erledigung der Sache liegt immer dann vor, wenn der Behorde trotz
zweckentsprechender und zugiger Verfahrensfihrung eine Entscheidung vor dem Einlangen der Beschwerde
unmoglich gewesen ist, etwa weil das Verfahren im Einzelfall duerst komplex ist, Beweise nicht erhoben werden
kdnnen oder auBerhalb der Einflusssphare der Behorde gelegene Ereignisse das Verfahren blockieren. Der Eintritt
eines unuUberwindlichen Hindernisses schliel3t das Uberwiegende Verschulden der Behdrde nicht aus, wenn bereits
zuvor schuldhaft Ermittlungen nicht rechtzeitig eingeleitet wurden, wenn also das uniUberwindliche Hindernis
unmittelbar vor Beschwerdeerhebung aufgetreten ist, jedoch schon vorher eine auf einem Uberwiegenden
behordlichen Verschulden beruhende Verfahrensverzégerung vorlag vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph
73, Rz 137).

2.7.7. Im gegenstandlichen Fall hat das BFA seit dem XXXX keine weiteren Ermittlungsschritte gesetzt. Das BFA hat es
insbesondere im Hinblick des Vorbringens des Beschwerdefihrers verabsaumt sich mit den gegenstandlich fir den Fall
relevanten aktuellen Landerfeststellungen auseinanderzusetzen und dem Beschwerdefiihrer keine Moglichkeit
eingeraumt dazu eine Stellungnahme abzugeben. Hinsichtlich der bestehenden Ungereimtheiten des Vorbringens des
Beschwerdefiihrers ist es Aufgabe des BFA, gegebenenfalls unter Durchfihrung entsprechender geeigneter
Recherchen (z.B. Bestellung eines landerkundlichen Sachverstandigen) taugliche Sachverhaltsgrundlagen einzuholen,
um abschliefend beurteilen zu kénnen, inwiefern relevante Verfolgungshandlungen vorliegen und gleichzeitig zu
prifen, ob die staatliche Ordnungsmacht nicht willens oder in der Lage ist eine Verfolgung (soweit sie von Asylrelevanz
ist) zu unterbinden. Insofern hat das BFA die fur eine zlgige Verfahrensfihrung ndétigen, weiteren Verfahrensschritte
unterlassen und es ist auch nicht ersichtlich, dass diese Untatigkeit etwa durch untberwindliche Hindernisse im Sinne
der vorangegangenen Ausfiihrungen verursacht wurde und wurde dies vom BFA auch nicht behauptet. Im Ubrigen
blieben die vom Beschwerdefuhrer zur Verletzung der Entscheidungspflicht durch das BFA vorgebrachten Umstande
von diesem unbestritten. Im gegenstandlichen Fall ist somit unbestrittener Weise davon auszugehen, dass seitens der
belangten Behdrde Saumnis im Sinne des § 73 Abs 1 AVGvorliegt.2.7.7. Im gegenstandlichen Fall hat das BFA seit dem
réomisch 40 keine weiteren Ermittlungsschritte gesetzt. Das BFA hat es insbesondere im Hinblick des Vorbringens des
Beschwerdefiihrers verabsaumt sich mit den gegenstandlich fur den Fall relevanten aktuellen Landerfeststellungen
auseinanderzusetzen und dem Beschwerdefuhrer keine Moglichkeit eingeraumt dazu eine Stellungnahme abzugeben.
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Hinsichtlich der bestehenden Ungereimtheiten des Vorbringens des Beschwerdeflhrers ist es Aufgabe des BFA,
gegebenenfalls unter Durchfuhrung entsprechender geeigneter Recherchen (z.B. Bestellung eines landerkundlichen
Sachverstandigen) taugliche Sachverhaltsgrundlagen einzuholen, um abschlieBend beurteilen zu kénnen, inwiefern
relevante Verfolgungshandlungen vorliegen und gleichzeitig zu prifen, ob die staatliche Ordnungsmacht nicht willens
oder in der Lage ist eine Verfolgung (soweit sie von Asylrelevanz ist) zu unterbinden. Insofern hat das BFA die fir eine
zlgige Verfahrensfuhrung nétigen, weiteren Verfahrensschritte unterlassen und es ist auch nicht ersichtlich, dass
diese Untatigkeit etwa durch uniberwindliche Hindernisse im Sinne der vorangegangenen Ausfuhrungen verursacht
wurde und wurde dies vom BFA auch nicht behauptet. Im Ubrigen blieben die vom Beschwerdefiihrer zur Verletzung
der Entscheidungspflicht durch das BFA vorgebrachten Umstande von diesem unbestritten. Im gegenstandlichen Fall
ist somit unbestrittener Weise davon auszugehen, dass seitens der belangten Behdérde Sdumnis im Sinne des
Paragraph 73, Absatz eins, AVG vorliegt.

2.7.8. Ebenso wird festgehalten, dass eine festgestellte Sdumnis gemaR § 73 Abs 1 AVG nichts Uber eine (subjektive)
Saumnis eines einzelnen Organwalters, etwa wegen der Anzahl der zugeteilten Falle in quantitativer Hinsicht aussagt,
oder die Feststellung einer Sdumnis gemaR § 73 AVG die Feststellung einer solchen subjektiven Sdumnis darstellt. Viel
mehr bedeutet Sdumnis im Sinne des § 73 Abs 1 AVG objektive Sdumnis der belangten Behorde, losgeldst vom
einzelnen Organwalter.2.7.8. Ebenso wird festgehalten, dass eine festgestellte SGumnis gemal Paragraph 73, Absatz
eins, AVG nichts Uber eine (subjektive) SGumnis eines einzelnen Organwalters, etwa wegen der Anzahl der zugeteilten
Falle in quantitativer Hinsicht aussagt, oder die Feststellung einer SGumnis gemaf3 Paragraph 73, AVG die Feststellung
einer solchen subjektiven Saumnis darstellt. Viel mehr bedeutet SGumnis im Sinne des Paragraph 73, Absatz eins, AVG
objektive Sdumnis der belangten Behdrde, losgeldst vom einzelnen Organwalter.

2.8. Der Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht war daher spruchgemaf stattzugegeben.

Auftrag an das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, den versdaumten Bescheid unter Zugrundelegung der im
gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichtes gemaR § 28 Abs 7
VWGVG binnen acht Wochen zu erlassenAuftrag an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl, den versaumten
Bescheid unter Zugrundelegung der im gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des
Bundesverwaltungsgerichtes gemaR Paragraph 28, Absatz 7, VwWGVG binnen acht Wochen zu erlassen.

2.9. GemaR § 28 Abs 7 VWGVG kann das Verwaltungsgericht im Verfahren tber Beschwerden wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht gemaR Art 130 Abs 1 Z 3 B-VG sein Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner
mafgeblicher Rechtsfragen beschréanken und der Behorde auftragen, den versaumten Bescheid unter
Zugrundelegung der hiermit festgelegten Rechtsanschauung binnen bestimmter, acht Wochen nicht Gbersteigender
Frist zu erlassen. Kommt die Behérde dem Auftrag nicht nach, so entscheidet das Verwaltungsgericht Uber die
Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei es auch das sonst der Behdrde zustehende Ermessen
handhabt.2.9. Gemal Paragraph 28, Absatz 7, VWGVG kann das Verwaltungsgericht im Verfahren tGber Beschwerden
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG sein Erkenntnis vorerst auf
die Entscheidung einzelner maRgeblicher Rechtsfragen beschranken und der Behérde auftragen, den versaumten
Bescheid unter Zugrundelegung der hiermit festgelegten Rechtsanschauung binnen bestimmter, acht Wochen nicht
Ubersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behdérde dem Auftrag nicht nach, so entscheidet das Verwaltungsgericht
Uber die Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei es auch das sonst der Behdrde zustehende
Ermessen handhabt.

2.10. Zum gegenstandlichen Verfahren

2.10.1. Da das BFA gemal3§ 3 Abs. 2 BFA-VG (unter anderem) die Pflicht hat, Uber Antrage auf internationalen Schutz
zu entscheiden, obliegt es ihm, in weiterer Folge das Asylverfahren unter Beachtung der Bestimmungen der §§ 17ff
AsylG zu fihren und Uber den Antrag zu entscheiden. Besondere Bedeutung kommt dabei der Bestimmung des § 18
AsylG zur Pflicht des BFA, den entscheidungsrelevanten Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln, sowie jener des§ 19
AsylG, wonach ein Asylwerber grundsatzlich personlich von dem zur jeweiligen Entscheidung berufenen Organ
einzuvernehmen ist, zu. Nach Abschluss der fiir eine Entscheidung notwendigen Ermittlungen ist demnach
bescheidmaRig Uber den Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz abzusprechen.2.10.1. Da das BFA
gemal Paragraph 3, Absatz 2, BFA-VG (unter anderem) die Pflicht hat, Uber Antrage auf internationalen Schutz zu
entscheiden, obliegt es ihm, in weiterer Folge das Asylverfahren unter Beachtung der Bestimmungen der Paragraphen
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17 f, f, AsylG zu fihren und tber den Antrag zu entscheiden. Besondere Bedeutung kommt dabei der Bestimmung des
Paragraph 18, AsylG zur Pflicht des BFA, den entscheidungsrelevanten Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln, sowie
jener des Paragraph 19, AsylG, wonach ein Asylwerber grundsatzlich persdnlich von dem zur jeweiligen Entscheidung
berufenen Organ einzuvernehmen ist, zu. Nach Abschluss der fir eine Entscheidung notwendigen Ermittlungen ist
demnach bescheidmaRig Uber den Antrag des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz abzusprechen.

2.10.2. In der vorliegenden Rechtssache macht das Bundesverwaltungsgericht daher von seiner Ermachtigung gemaRs§
28 Abs 7 VWGVG Gebrauch und tragt der belangten Behdrde auf, das inhaltliche Asylverfahren zu fihren, Gber den
Antrag des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz zu entscheiden und den versdumten Bescheid unter der
hier festgelegten Rechtsanschauung innerhalb einer Frist von acht Wochen nachzuholen.2.10.2. In der vorliegenden
Rechtssache macht das Bundesverwaltungsgericht daher von seiner Erméachtigung gemald Paragraph 28, Absatz 7,
VWGVG Gebrauch und tragt der belangten Behorde auf, das inhaltliche Asylverfahren zu fihren, Gber den Antrag des
Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz zu entscheiden und den versdumten Bescheid unter der hier
festgelegten Rechtsanschauung innerhalb einer Frist von acht Wochen nachzuholen.

Fir den vorliegenden Fall bedeutet dies:
2.10.3. Zur Frage, ob dem Beschwerdeflhrer der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist:

2.10.3.1. GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz im
Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemaR 8§ 4, 4a oder 5 AsylG 2005
zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, BGBI. Nr.
55/1955, idF des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge,BGBI. Nr. 78/1974 (Genfer Fluchtlingskonvention -
GFK), droht.2.10.3.1. GemaR Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag
auf internationalen Schutz im Sinne des Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 gestellt hat, soweit dieser
Antrag nicht bereits gemaR Paragraphen 4, 4 a, oder 5 AsylG 2005 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer
2, der Konvention Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955,, in der Fassung des
Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974, (Genfer Flichtlingskonvention -
GFK), droht.

2.10.3.2. Als Flichtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht,
aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, aufllerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger
Umstande auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.2.10.3.2. Als Flichtling im Sinne des Artikel eins, Abschnitt
A Ziffer 2, der GFK ist anzusehen, wer sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat,
Zugehdorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, auerhalb
seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes
dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande auRerhalb des Landes seines
gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses
Land zurtickzukehren.

2.10.3.3. Zentrales Element des Fluchtlingsbegriffes ist nach sténdiger Rechtsprechung des VwGH die "wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung" (vgl. VwWGH 22.12.1999, ZI.99/01/0334; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011). Eine solche liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden furchten wirde (VwGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0370; 21.09.2000, ZI.
2000/20/0286).2.10.3.3. Zentrales Element des Fluchtlingsbegriffes ist nach standiger Rechtsprechung des VwGH die
"wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung" vergleiche VWGH 22.12.1999, ZI. 99/01/0334; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131;
25.01.2001, ZI. 2001/20/0011). Eine solche liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers
unter BerUcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob
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sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden furchten wirde (VwGH 09.03.1999, ZI.98/01/0370;
21.09.2000, ZI. 2000/20/0286).

2.10.3.4. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende Sphare des
Einzelnen zu verstehen, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des
Heimatstaates bzw. der Ruckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden (VWGH 24.11.1999, ZI.
99/01/0280). Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafgeblichen
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VWGH 19.12.1995, ZI. 94/20/0858;
23.09.1998, ZI.98/01/0224; 09.03.1999, ZI.98/01/0318; 09.03.1999, ZI.98/01/0370; 06.10.1999, ZI.99/01/0279 mwN;
19.10.2000, ZI. 98/20/0233; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; 25.01.2001, ZI.2001/20/0011).

2.10.3.5. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Entscheidung vorliegen
muss  (VwWGH 09.03.1999, ZI.98/01/0318; 19.10.2000, Z1.98/20/0233). Bereits gesetzte vergangene
Verfolgungshandlungen kdnnen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz fiir eine bestehende Verfolgungsgefahr
darstellen, wobei hierfir dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist (VwGH 05.11.1992, ZI. 92/01/0792; 09.03.1999,
ZI. 98/01/0318). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der GFK genannten Grinden haben, welche Art. 1
Abschnitt A Z 2 nennt, und muss ihrerseits Ursache dafur sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres
Heimatstaates bzw. des Staates ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat
bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein, wobei Zurechenbarkeit nicht nur ein
Verursachen bedeutet, sondern eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr bezeichnet
(VWGH 16.06.1994, ZI.94/19/0183).2.10.3.5. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum
Zeitpunkt der Entscheidung vorliegen muss (VwWGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0318; 19.10.2000, ZI.98/20/0233). Bereits
gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen kénnen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz fir eine bestehende
Verfolgungsgefahr darstellen, wobei hierfir dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist (VwGH 05.11.1992, ZI.
92/01/0792; 09.03.1999, ZI.98/01/0318). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der GFK genannten
Grunden haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, nennt, und muss ihrerseits Ursache dafir sein, dass sich die
betreffende Person aulRerhalb ihres Heimatstaates bzw. des Staates ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein,
wobei Zurechenbarkeit nicht nur ein Verursachen bedeutet, sondern eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die
bestehende Verfolgungsgefahr bezeichnet (VwWGH 16.06.1994, ZI. 94/19/0183).

2.10.3.6. Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der
Staat nicht in der Lage ist, seine Biirger gegen jedwede Ubergriffe seitens Dritter préventiv zu schiitzen. Es ist
erforderlich, dass der Schutz generell infolge Fehlens einer nicht funktionierenden Staatsgewalt nicht gewahrleistet
wird (vgl. VWGH 01.06.1994, ZI. 94/18/0263; 01.02.1995, ZI.94/18/0731). Die mangelnde Schutzfahigkeit hat jedoch
nicht zur Voraussetzung, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht - diesfalls ware fraglich, ob von der Existenz eines
Staates gesprochen werden kann -, die ihren Blrgern Schutz bietet. Es kommt vielmehr darauf an, ob in dem
relevanten Bereich des Schutzes der Staatsangehérigen vor Ubergriffen durch Dritte aus den in der GFK genannten
Grinden eine ausreichende Machtausibung durch den Staat mdglich ist. Mithin kann eine von dritter Seite
ausgehende Verfolgung nur dann zur Asylgewahrung fihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann (VwGH 22.03.2000, ZI.
99/01/0256).2.10.3.6. Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden,
wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Biirger gegen jedwede Ubergriffe seitens Dritter préventiv zu schiitzen. Es ist
erforderlich, dass der Schutz generell infolge Fehlens einer nicht funktionierenden Staatsgewalt nicht gewahrleistet
wird vergleiche VWGH 01.06.1994, ZI.94/18/0263; 01.02.1995, ZI.94/18/0731). Die mangelnde Schutzfahigkeit hat
jedoch nicht zur Voraussetzung, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht - diesfalls ware fraglich, ob von der
Existenz eines Staates gesprochen werden kann -, die ihren Burgern Schutz bietet. Es kommt vielmehr darauf an, ob in
dem relevanten Bereich des Schutzes der Staatsangehérigen vor Ubergriffen durch Dritte aus den in der GFK
genannten Grunden eine ausreichende MachtausUbung durch den Staat moglich ist. Mithin kann eine von dritter Seite
ausgehende Verfolgung nur dann zur Asylgewahrung fihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann (VwWGH 22.03.2000, ZI. 99/01/0256).

2.10.3.7. Verfolgungsgefahr kann nicht ausschlielllich aus individuell gegeniber dem Einzelnen gesetzten
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EinzelverfolgungsmaRnahmen abgeleitet werden, vielmehr kann sie auch darin begrindet sein, dass regelmallig
MalRnahmen zielgerichtet gegen Dritte gesetzt werden, und zwar wegen einer Eigenschaft, die der Betreffende mit
diesen Personen teilt, sodass die begriindete Annahme besteht, (auch) er kénnte unabhdngig von individuellen
Momenten solchen Malinahmen ausgesetzt sein (VwGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0370; 22.10.2002, ZI.2000/01/0322).

2.10.3.8. Die Voraussetzungen der GFK sind nur bei jenem Fllchtling gegeben, der im gesamten Staatsgebiet seines
Heimatlandes keinen ausreichenden Schutz vor der konkreten Verfolgung findet (VwGH 08.10.1980, VwsSlg. 10.255 A).
Steht dem Asylwerber die Einreise in Landesteile seines Heimatstaates offen, in denen er frei von Furcht leben kann,
und ist ihm dies zumutbar, so bedarf er des asylrechtlichen Schutzes nicht; in diesem Fall liegt eine sog. "inlandische
Fluchtalternative" vor. Der Begriff "inlandische Fluchtalternative" trdgt dem Umstand Rechnung, dass sich die
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung iSd. Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK, wenn sie die Flichtlingseigenschaft begriinden
soll, auf das gesamte Staatsgebiet des Heimatstaates des Asylwerbers beziehen muss (VwWGH 08.09.1999, ZI.
98/01/0503 und Z1.98/01/0648).2.10.3.8. Die Voraussetzungen der GFK sind nur bei jenem Fllchtling gegeben, der im
gesamten Staatsgebiet seines Heimatlandes keinen ausreichenden Schutz vor der konkreten Verfolgung findet (VWGH
08.10.1980, VwSlg. 10.255 A). Steht dem Asylwerber die Einreise in Landesteile seines Heimatstaates offen, in denen er
frei von Furcht leben kann, und ist ihm dies zumutbar, so bedarf er des asylrechtlichen Schutzes nicht; in diesem Fall
liegt eine sog. "inlandische Fluchtalternative" vor. Der Begriff "inldandische Fluchtalternative" tragt dem Umstand
Rechnung, dass sich die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung iSd. Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK, wenn sie die
Fluchtlingseigenschaft begriinden soll, auf das gesamte Staatsgebiet des Heimatstaates des Asylwerbers beziehen
muss (VWGH 08.09.1999, ZI. 98/01/0503 und ZI. 98/01/0648).

2.10.3.9. Grundlegende politische Veranderungen in dem Staat, aus dem der Asylwerber aus wohlbegrindeter Furcht
vor asylrelevanter Verfolgung geflichtet zu sein behauptet, kénnen die Annahme begrinden, dass der Anlass fur die
Furcht vor Verfolgung nicht (mehr) langer bestehe. Allerdings reicht eine blof3e - mdglicherweise vortibergehende -
Veréanderung der Umstande, die fur die Furcht des betreffenden Fllichtlings vor Verfolgung mitbestimmend waren,
jedoch keine wesentliche Veranderung der Umstande iSd. Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK mit sich brachten, nicht aus, um
diese zum Tragen zu bringen (VWGH 21.01.1999, ZI. 98/20/0399; 03.05.2000, ZI.99/01/0359).2.10.3.9. Grundlegende
politische Veranderungen in dem Staat, aus dem der Asylwerber aus wohlbegriindeter Furcht vor asylrelevanter
Verfolgung geflichtet zu sein behauptet, kénnen die Annahme begrinden, dass der Anlass fur die Furcht vor
Verfolgung nicht (mehr) langer bestehe. Allerdings reicht eine blo3e - modglicherweise voriibergehende - Veranderung
der Umstande, die fiir die Furcht des betreffenden Fllchtlings vor Verfolgung mitbestimmend waren, jedoch keine
wesentliche Veranderung der Umstande iSd. Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, GFK mit sich brachten, nicht aus, um
diese zum Tragen zu bringen (VWGH 21.01.1999, ZI. 98/20/0399; 03.05.2000, ZI.99/01/0359).

2.10.3.10. Ergibt sich unter Zugrundelegung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes unter Heranziehung der
angefuhrten rechtlich maligeblichen Bestimmungen, dass dem Beschwerdefiihrer der Status eines Asylberechtigten
nicht zuzuerkennen ist, so fuhrt dies zur Prifung, ob die Voraussetzungen fir die Gewahrung subsidiaren Schutzes
vorliegen.

2.10.4. Zur Frage des Vorliegens der Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status eines subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers:

2.10.4.1. GemaR § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), oder
dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Z 2), der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuzuerkennen, wenn eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wiirde oder fiir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.2.10.4.1.
GeméR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird (Ziffer
eins,), oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Ziffer 2,), der Status des subsididr
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurlickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
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der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit

sich bringen wirde.

2.10.4.2. GemalR§8 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach 8 3 oder der Aberkennung des Status des
Asylberechtigten nach 8 7 zu verbinden.2.10.4.2. Gemal Paragraph 8, Absatz 2, AsylG 2005 ist die Entscheidung lber
die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Absatz eins, mit der abweisenden Entscheidung
nach Paragraph 3, oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach Paragraph 7, zu verbinden.

2.10.4.3. GemaR § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Antrage auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 offen
steht.2.10.4.3. Gemal3 Paragraph 8, Absatz 3, AsylG 2005 sind Antrage auf internationalen Schutz bezlglich der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im
Sinne des Paragraph 11, offen steht.

2.10.44. Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht schon mangels einer Voraussetzung gemal3 Abs. 1 oder aus den Grunden des Abs. 3 oder 6
abzuweisen, so hat gemal} 8 8 Abs. 3a AsylG eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund
gemall 8 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine
Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzuldssig ist, da dies eine
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. Dies gilt
sinngemaR auch fur die Feststellung, dass der Status des subsididr Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.2.10.4.4.
Ist ein Antrag auf internationalen Schutz beziiglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht
schon mangels einer Voraussetzung gemald Absatz eins, oder aus den Griinden des Absatz 3, oder 6 abzuweisen, so
hat gemal Paragraph 8, Absatz 3 a, AsylG eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund
gemal Paragraph 9, Absatz 2, AsylG 2005 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass
eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulassig ist, da dies
eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen wirde. Dies gilt sinngemaR auch fur die Feststellung, dass der Status des subsididr Schutzberechtigten nicht

zuzuerkennen ist.

2.10.4.5. Somit ist vorerst zu klaren, ob im Falle der Ruckfihrung des Fremden in seinen Herkunftsstaat Art. 2 EMRK
(Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur EMRK Uber die Abschaffung der Todesstrafe
oder das Protokoll Nr. 13 zur EMRK Uber die vollstandige Abschaffung der Todesstrafe verletzt werden wirde. Der
Verwaltungsgerichtshof hat in standiger, noch zum Refoulementschutz nach der vorigen Rechtslage ergangenen, aber
weiterhin giltigen Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer solchen Bedrohung glaubhaft
zu machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende und
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (VwWGH 23.02.1995, ZI. 95/18/0049;
05.04.1995, ZI. 95/18/0530; 04.04.1997, ZI.95/18/1127; 26.06.1997, ZI.95/18/1291; 02.08.2000, ZI.98/21/0461). Diese
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in der Sphare des Asylwerbers
gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, ZI.
93/18/0214).2.10.4.5. Somit ist vorerst zu klaren, ob im Falle der Riickfiihrung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
Artikel 2, EMRK (Recht auf Leben), Artikel 3, EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur EMRK Uber die
Abschaffung der Todesstrafe oder das Protokoll Nr. 13 zur EMRK Uber die vollstandige Abschaffung der Todesstrafe
verletzt werden wuirde. Der Verwaltungsgerichtshof hat in standiger, noch zum Refoulementschutz nach der vorigen
Rechtslage ergangenen, aber weiterhin giiltigen Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer
solchen Bedrohung glaubhaft zu machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person
des Fremden betreffende und durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (VWGH
23.02.1995, ZI.95/18/0049; 05.04.1995, ZI.95/18/0530; 04.04.1997, ZI.95/18/1127; 26.06.1997, ZI.95/18/1291;
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02.08.2000, ZI. 98/21/0461). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die
in der Sphare des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behérde nicht von Amts wegen verschaffen
kann (VwGH 30.09.1993, ZI. 93/18/0214).

2.10.4.6. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der
Frage des Asyls bestehen (VwWGH 08.06.2000, ZI. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurlckliegen, sind
daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstande
hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998, ZI. 98/01/0122; 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).2.10.4.6. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen,
wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VWGH 08.06.2000, ZI. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit
zurlckliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere
Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben vergleiche VWGH 14.10.1998, ZI. 98/01/0122;
25.01.2001, ZI. 2001/20/0011).

2.10.4.7. Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher
Konsequenzen fir den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VwGH 19.02.2004, ZI.
99/20/0573; auch ErlautRV 952 BIgNR

22. GP zu§ 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die drohende
MaRBnahme muss von einer bestimmten Intensitdt sein und ein MindestmaRR an Schwere erreichen, um in den
Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB VwGH 26.06.1997, ZI.95/21/0294; 25.01.2001, ZI.
2000/20/0438; 30.05.2001, ZI1.97/21/0560).22. Gesetzgebungsperiode zu Paragraph 8, AsylG 2005). Die reale Gefahr
muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die drohende MaBnahme muss von einer bestimmten Intensitat
sein und ein MindestmaR an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB
VWGH 26.06.1997, ZI. 95/21/0294; 25.01.2001, ZI.2000/20/0438; 30.05.2001, ZI.97/21/0560).

2.10.4.8. Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat
abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehoren -, der
konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewadhrleisteten Rechte ausgesetzt ware, so kann dies der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des
Staates in gleicher Weise zu erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 gewertet
werden, trifft nicht zu (VWGH 25.11.1999, ZI. 99/20/0465; 08.06.2000, ZI.99/20/0203; 17.09.2008, ZI.2008/23/0588).
Selbst wenn infolge von Burgerkriegsverhaltnissen letztlich offen bliebe, ob Uberhaupt noch eine Staatsgewalt
bestiinde, bliebe als Gegenstand der Entscheidung nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 die Frage, ob stichhaltige Griinde flr
eine Geféahrdung des Fremden in diesem Sinne vorliegen (vgl. VwGH 08.06.2000, ZI. 99/20/0203).2.10.4.8. Herrscht in
einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne
einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehdren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung
der durch Artikel 3, EMRK gewadhrleisteten Rechte ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in
diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des Staates in gleicher Weise zu
erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinne des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 gewertet werden, trifft
nicht zu (VWGH 25.11.1999, ZI. 99/20/0465; 08.06.2000, ZI.99/20/0203; 17.09.2008, ZI.2008/23/0588). Selbst wenn
infolge von Burgerkriegsverhaltnissen letztlich offen bliebe, ob Gberhaupt noch eine Staatsgewalt bestlinde, bliebe als
Gegenstand der Entscheidung nach Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 die Frage, ob stichhaltige Griinde fir eine
Geféhrdung des Fremden in diesem Sinne vorliegen vergleiche VwGH 08.06.2000, ZI. 99/20/0203).

2.10.4.9. Die blof3e Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein
Fremder abgeschoben wird, gentgt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 8 Abs.
1 AsylG 2005 als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass
gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (vgl. VWGH 27.02.2001, ZI. 98/21/0427;
20.06.2002, ZI.2002/18/0028; siehe dazu vor allem auch EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, ZI. 23505/09, Rz 52ff;
13.10.2011, Husseini gg. Schweden, ZI. 10611/09, Rz 81ff).2.10.4.9. Die bloRe Mdglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genlgt nicht, um seine
Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 als unzulassig
erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer
derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde vergleiche VwWGH 27.02.2001, ZI. 98/21/0427; 20.06.2002, ZI.2002/18/0028;
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siehe dazu vor allem auch EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, ZI. 23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg.
Schweden, ZI. 10611/09, Rz 81ff).

2.10.4.10. Bei aulRerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im Herkunftsstaat kann nach der
standigen Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) die AuRerlandesschaffung
eines Fremden nur dann eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, wenn im konkreten Fall aulRergewdhnliche
Umstande ("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes Konigreich, ZI. 30240/96;
06.02.2001, Bensaid, ZI. 44599/98; vgl. auch VwGH 21.08.2001, ZI.2000/01/0443). Unter "auBergewohnlichen
Umstanden" kénnen auch lebensbedrohende Ereignisse (zB Fehlen einer unbedingt erforderlichen medizinischen
Behandlung bei unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein Abschiebungshindernis im Sinne des Art. 3 EMRK iVm.
§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 bilden, die von den Behdrden des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 02.05.1997, D.
gg. Vereinigtes Konigreich; vgl. VwGH 21.08.2001, ZI.2000/01/0443; 13.11.2001, ZI.2000/01/0453; 09.07.2002, ZI.
2001/01/0164; 16.07.2003, ZI.2003/01/0059). Nach Ansicht des VwWGH ist am Mal3stab der Entscheidungen des EGMR
zu Art. 3 EMRK fur die Beantwortung der Frage, ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Art. 3 EMRK
darstellt, unter anderem zu klaren, welche Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand
des Fremden als reale Gefahr ("real risk") - die bloBe Mdoglichkeit gentgt nicht - damit verbunden waren (VWGH
23.09.2004, ZI.2001/21/0137).2.10.4.10. Bei auBerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im
Herkunftsstaat kann nach der standigen Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR)
die AuBerlandesschaffung eines Fremden nur dann eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen, wenn im konkreten
Fall aulRergewdhnliche Umstande ("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes
Konigreich, ZI. 30240/96; 06.02.2001, Bensaid, ZI. 44599/98; vergleiche auch VwGH 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443). Unter
"auBergewodhnlichen Umstanden" konnen auch lebensbedrohende Ereignisse (zB Fehlen einer unbedingt
erforderlichen medizinischen Behandlung bei unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein Abschiebungshindernis
im Sinne des Artikel 3, EMRK in Verbindung mit Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 bilden, die von den Behdrden des
Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes Konigreich; vergleiche VwGH 21.08.2001,
Z|.2000/01/0443; 13.11.2001, ZI.2000/01/0453; 09.07.2002, ZI.2001/01/0164; 16.07.2003, ZI.2003/01/0059). Nach
Ansicht des VWGH ist am MaRstab der Entscheidungen des EGMR zu Artikel 3, EMRK fur die Beantwortung der Frage,
ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellt, unter anderem zu kléren, welche
Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand des Fremden als reale Gefahr ("real risk") -
die bloRe Moglichkeit genligt nicht - damit verbunden waren (VwGH 23.09.2004, ZI. 2001/21/0137).

2.10.4.11. Vorerst ist somit die Frage des Vorliegens einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine
Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende
Elementarereignisse) zu prifen und ob vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates
des Beschwerdefiihrers das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Gber die Abschaffung der Todesstrafe anzunehmen
ist.2.10.4.11. Vorerst ist somit die Frage des Vorliegens einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine
Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende
Elementarereignisse) zu prifen und ob vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates
des Beschwerdefiihrers das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13
zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe
anzunehmen ist.

2.10.4.12. Ebenso ist es von Relevanz, ob eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-Ubereinkommens gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984)
herrscht und praktisch jeder, der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon alleine aufgrund des Faktums des
Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit malgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem
unter 8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.2.10.4.12. Ebenso ist es von Relevanz, ob eine nicht
sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus
1994,, 14.119 aus 1995, vergleiche auch Artikel 3, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984) herrscht und praktisch jeder, der
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sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der
allgemeinen Lage mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

2.10.4.13. Zur individuellen Versorgungssituation ist zu prufen, ob der Beschwerdefihrer im Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verflgt und nicht in eine dauerhaft aussichtslose Lage geraten wirde. Mal3gebliche
Faktoren werden das Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand, Behinderungen, die familidre Situation und
Verwandtschafts-verhdltnisse, soziale und andere Schwachen, ethnische, kulturelle oder religiose Uberlegungen,
politische und soziale Verbindungen wund Vereinbarkeiten, Sprachkenntnisse, Bildungs-, Berufs- und
Arbeitshintergrund und -moglichkeiten, die Existenz eines sozialen Auffangsystems, Rlckkehrprogramme, oder
Ruckkehrhilfe sein.

2.10.4.14. Im Rahmen einer Gesamtschau wird die belangte Behdrde zu prifen haben, ob der Beschwerdefihrer
vernlnftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in seinem Herkunftsstaat mit einer Uber die
bloRe Moglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden
mafgeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG
ausgesetzt zu sein.2.10.4.14. Im Rahmen einer Gesamtschau wird die belangte Behorde zu prifen haben, ob der
Beschwerdefiihrer vernunftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in seinem Herkunftsstaat
mit einer Uber die bloRe Moglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI.
98/01/0262) hinausgehenden maRgeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI.95/20/0194)
Gefahr im Sinne des Paragraph 8, AsylG ausgesetzt zu sein.

2.10.4.15. Wenn das BFA zum Schluss kommt, dass dem Beschwerdefihrer der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist, fihrt dies zur Prufung, ob die Voraussetzungen zur Erteilung eines
Aufenthaltstitels oder Erlassung einer Ruckkehrentscheidung vorliegen.

2.10.5. Zur Frage der Erteilung eines Aufenthaltstitels oder Erlassung einer Rickkehrentscheidung:

2.10.5.1. GemaR § 10 AsylG 2005 wird Folgendes normiert:2.10.5.1. Gemal3 Paragraph 10, AsylG 2005 wird Folgendes
normiert:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rickkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemafl dem 8. Hauptstlck des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal 88 4 oder 4a zurlckgewiesen wird]l. der Antrag auf internationalen
Schutz gemal? Paragraphen 4, oder 4a zurlickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR § 5 zurlickgewiesen wird2. der Antrag auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 5, zurlickgewiesen wird,

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

5. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal § 57 nicht erteilt wird sowie in den
Fallen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.und in den Féllen der Ziffer eins und 3 bis 5 von Amts
wegen ein Aufenthaltstitel gemal Paragraph 57, nicht erteilt wird sowie in den Fallen der Ziffer eins bis 5 kein Fall der
Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstlckes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemafR} § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit
einer Rickkehrentscheidung gemal dem 8. Hauptstiick des FPG zu verbinden.(2) Wird einem Fremden, der sich nicht
rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstlickes des FPG fallt, von Amts
wegen ein Aufenthaltstitel gemaR Paragraph 57, nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit einer Rickkehrentscheidung
gemal dem 8. Hauptstlck des FPG zu verbinden.

(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehorigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55, 56 oder 57
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abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemalR dem 8. Hauptstick des FPG zu
verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlckgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3
vorliegt."(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehdrigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR Paragraphen 55,
56, oder 57 abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Riickkehrentscheidung gemall dem 8. Hauptstlick des FPG
zu verbinden. Wird ein solcher Antrag zurtickgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des Paragraph 58,
Absatz 9, Ziffer eins bis 3 vorliegt."

2.10.5.2. Der mit "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" betitelte§8 57 AsylG 2005 lautet wie folgt:2.10.5.2. Der
mit "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" betitelte Paragraph 57, AsylG 2005 lautet wie folgt:

"8 57. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehorigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehorigen im Bundesgebiet gemalR § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des 8 73 StGB entspricht,1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemaR Paragraph 46 a,
Absatz eins, Ziffer eins, oder Absatz eins a, FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur
weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fur die Allgemeinheit oder Sicherheit der
Republik Osterreich dar oder wurde von einem inldndischen Gericht wegen eines Verbrechens (Paragraph 17, StGB)
rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches
Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des Paragraph 73, StGB entspricht,

2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziiberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.3. wenn der
Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmallig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt
wurde, eine einstweilige Verfligung nach Paragraphen 382 b, oder 382e EO, RGBI. Nr. 79 aus 1896,, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, dass die Erteilung der

"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behérde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und 8 73
AVG gehemmt.(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Absatz eins, Ziffer 2 und 3 hat das Bundesamt
vor der Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen
Landespolizeidirektion einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behdrde ist der Ablauf der Fristen

gemal’ Absatz 3 und Paragraph 73, AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 2 ist als unzulassig zurickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen Uber den Antrag zu
entscheiden.(3) Ein Antrag gemald Absatz eins, Ziffer 2, ist als unzulassig zurtickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht
begonnen wurde oder zivilrechtliche Anspruche nicht geltend gemacht wurden. Die Behdrde hat binnen sechs Wochen
Uber den Antrag zu entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfiigung nach 88 382b oder
382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden konnen."(4) Ein Antrag gemal3 Absatz eins, Ziffer 3, ist als
unzulassig zurickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfligung nach Paragraphen 382 b, oder 382e EO nicht vorliegt
oder nicht erlassen hatte werden kénnen."
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2.10.5.3. Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte8 9 BFA-VG lautet wie folgt:2.10.5.3. Der mit "Schutz
des Privat- und Familienlebens" betitelte Paragraph 9, BFA-VG lautet wie folgt:

"8 9. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung gemaR 8
61 FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemalR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist."§ 9. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemal3 Paragraph 52, FPG,
eine Anordnung zur Auf3erlandesbringung gemaR Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemaR Paragraph 66, FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemaR Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die
Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele

dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
bericksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere

zu berlcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemal 8 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR3 vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal} 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsblrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)
verfugen, unzulissig wére.(3) Uber die Zuldssigkeit der Rickkehrentscheidung geméaR Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begrundet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal3 Absatz eins, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verflgen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Riuckkehrentscheidung gemal3 88 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn(4)
Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemald Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 Absatz eins a, FPG nicht

erlassen werden, wenn
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1. ihm vor Verwirklichung des malgeblichen Sachverhaltes die Staatsbirgerschaft gemal? § 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kdnnen, oder1. ihm vor Verwirklichung
des maligeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemdaR Paragraph 10, Absatz eins, des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), Bundesgesetzblatt Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des mafgeblichen Sachverhaltes bereits funf
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rackkehrentscheidung gemald Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Rickkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemal8 53 Abs. 3 FPG vorliegen. 8 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."(6) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des
malgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemall Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemdld Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt."

2.10.5.4. Der mit "Aufenthaltstitel aus Grinden des Art. 8 EMRK" betitelte§ 55 AsylG 2005 lautet wie folgt:2.10.5.4. Der
mit "Aufenthaltstitel aus Grinden des Artikel 8, EMRK" betitelte Paragraph 55, AsylG 2005 lautet wie folgt:

"§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehorigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn

1. dies gemaR 8 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK
geboten ist und1. dies gemal Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im
Sinne des Artikel 8, EMRK geboten ist und

2. der Drittstaatsangehorige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemalR8 14a NAG erflllt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstatigkeit ausibt, mit deren Einkommen die monatliche
Geringflgigkeitsgrenze (8 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBI. | Nr. 189/1955) erreicht wird.2.
der Drittstaatsangehdrige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemaR Paragraph 14 a, NAG erfullt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstdtigkeit ausibt, mit deren Einkommen die monatliche
Geringfligigkeitsgrenze (Paragraph 5, Absatz 2, Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 189 aus 1955,) erreicht wird.

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen.(2) Liegt nur die
Voraussetzung des Absatz eins, Ziffer eins, vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen."

2.10.5.5. Der mit "Ruckkehrentscheidung" betitelte§ 52 FPG lautet wie folgt:2.10.5.5. Der mit "Riuckkehrentscheidung"
betitelte Paragraph 52, FPG lautet wie folgt:

"§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu

erlassen, wenn er sich
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1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehoérigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn(2) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem
(Paragraph 10, AsylG 2005) mit Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

5. und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir beglnstigte Drittstaatsangehorige.5. und kein Fall der Paragraphen 8,
Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen
zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte Drittstaatsangehdorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder
abgewiesen wird.(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal Paragraphen 55,
56, oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemal} Paragraph 60, AsylG 2005 oder Paragraph 11,
Absatz eins und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels

oder der erlaubten visumfreien Einreise entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 § 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfliigung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,2. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, 2, oder 4 NAG erteilt wurde,
er der Arbeitsvermittlung zur Verfligung steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner

erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kurzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,3. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, 2,
oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kurzer als funf Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und
wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht ode#. der
Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (Paragraph 11, Absatz eins und 2 NAG) entgegensteht
oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemdl38 14a NAG aus Grinden, die ausschliel3lich vom
Drittstaatsangehorigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung
gemal Paragraph 14 a, NAG aus Grinden, die ausschlielich vom Drittstaatsangehdérigen zu vertreten sind, nicht
rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
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verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemal38 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstdnde zu wdirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen
kénnen und mussen.Werden der Behérde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Ruckkehrentscheidung
rechtfertigen, so ist diese verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im
Fall des Verlangerungsverfahrens gemaR Paragraph 24, NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wurdigen,
die der Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte

nachweisen kdnnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maBgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflgt, hat das Bundesamt eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemdR § 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit
darstellen wirde.(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf
Dauer rechtmaBig niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflgt, hat das
Bundesamt eine Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemald Paragraph 53, Absatz 3, die
Annahme rechtfertigen, dass dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die
offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grinden der &ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich, ist eine Rlckkehrentscheidung gemall Abs. 1 zu erlassen.(6) Ist ein nicht rechtmaRig im
Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehodriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder einer sonstigen
Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet dieses Staates zu
begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung nicht nach oder ist
seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grinden der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich, ist
eine Rickkehrentscheidung gemal Absatz eins, zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemaR Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige
zurlickgeschoben werden soll.(7) Von der Erlassung einer Rickkehrentscheidung gemal Absatz eins, ist abzusehen,
wenn ein Fall des Paragraph 45, Absatz eins, vorliegt und ein Rickibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat
besteht, in den der Drittstaatsangehdrige zurickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8& 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverziglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdaumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.(8) Die Riickkehrentscheidung wird im Fall
des Paragraph 16, Absatz 4, BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und verpflichtet den
Drittstaatsangehorigen zur unverziglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemal
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist Paragraph 28, Absatz 2, Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, auch dann anzuwenden,
wenn er sich zum Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Das Bundesamt hat mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines
Drittstaatsangehorigen gemal? § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist, es sei denn, dass dies aus
vom Drittstaatsangehorigen zu vertretenden Grinden nicht madglich sei.(9) Das Bundesamt hat mit einer
Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemafd
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Paragraph 46, in einen oder mehrere bestimmte Staaten zuldssig ist, es sei denn, dass dies aus vom

Drittstaatsangehdrigen zu vertretenden Granden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdérigen gemal 8 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehérigen gemal3 Paragraph 46, kann auch Uber andere als

in Absatz 9, festgestellte Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemal38 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemal 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Rickkehrentscheidung rechtfertigen wirde."(11)
Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemal
Paragraph 9, Absatz 3, BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur
Erlassung einer solchen Entscheidung neuerlich eine Abwdgung gemall Paragraph 9, Absatz eins, BFA-VG
vorzunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer
Ruckkehrentscheidung rechtfertigen wirde."

2.10.5.6. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss Gberprift werden,
ob diese einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden
darstellt.2.10.5.6. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Mal3nahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das
Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Artikel 8, Absatz eins, EMRK vorliegen. Daher muss
Uberpriift werden, ob diese einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens
des Fremden darstellt.

2.10.5.7. Zu den in der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK
entwickelten Grundsatzen zahlt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewahrleistete Recht auf Achtung des
Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK
umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern bzw. von verheirateten Ehegatten, sondern
auch andere nahe verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensitat fir die
Annahme einer familidren Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Der EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung
nicht zwischen einer ehelichen Familie (sog. "legitimate family" bzw. "famille légitime") oder einer unehelichen Familie
("illegitimate family" bzw. "famille naturelle"), sondern stellt auf das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens ab
(siehe EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 454;2.10.5.7. Zu den in der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) zu Artikel 8, EMRK entwickelten Grundsatzen zahlt unter anderem, dass das
durch Artikel 8, EMRK gewahrleistete Recht auf Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie"
voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern bzw. von verheirateten Ehegatten, sondern auch andere nahe verwandtschaftliche
Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensitat fir die Annahme einer familiaren Beziehung iSd.
Artikel 8, EMRK erreichen. Der EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung nicht zwischen einer ehelichen Familie
(sog. "legitimate family" bzw. "famille légitime") oder einer unehelichen Familie ("illegitimate family" bzw. "famille
naturelle"), sondern stellt auf das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens ab (siehe EGMR 13.06.1979, Marckx,
EuGRZ 1979, 454;

18.12.1986, Johnston u.a., EUGRZ 1987, 313; 26.05.1994, Keegan, EUGRZ 1995, 113; 12.07.2001 [GK], K. u. T., ZI.
25702/94;

20.01.2009, Serife Yigit, ZI. 03976/05). Als Kriterien fUr die Beurteilung, ob eine Beziehung im Einzelfall einem
Familienleben iSd. Art. 8 EMRK entspricht, kommen tatsachliche Anhaltspunkte in Frage, wie etwa das Vorliegen eines
gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der Partner
aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere Umstande, wie etwa die Gewdahrung von
Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, X., Y. und Z., ZI. 21830/93; 22.12.2004, Merger u. Cros, ZI. 68864/01). So
verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der Abhdangigkeit, die Uber die Ubliche emotionale
Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europadische Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 ff.). In der bisherigen
Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schiitzende Beziehungen bereits solche
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zwischen Enkel und Grof3eltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-
Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel
bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ
1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt
(vgl. Baumgartner, 0Jz 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensitat wurde
von der Europdischen Kommission fur Menschenrechte auch fir die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen
Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215).20.01.2009, Serife Yigit, ZI. 03976/05). Als Kriterien
far die Beurteilung, ob eine Beziehung im Einzelfall einem Familienleben iSd. Artikel 8, EMRK entspricht, kommen
tatsachliche Anhaltspunkte in Frage, wie etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der
Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere
Umstande, wie etwa die Gewahrung von Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, rémisch zehn., Y. und Z., ZI.
21830/93; 22.12.2004, Merger u. Cros, ZI. 68864/01). So verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente
der Abhéangigkeit, die Uber die Ubliche emotionale Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europdische
Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 ff.). In der bisherigen Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem
Blickwinkel des Artikel 8, EMRK zu schiitzende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und GroReltern (EGMR
13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen
Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuUGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw.
Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EUGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B
8353/78, EUGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensitét vorliegt vergleiche Baumgartner, 0)Z
1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Europdischen
Kommission fir Menschenrechte auch fur die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR
06.10.1981, B 9202/80, EUGRZ 1983, 215).

2.10.5.8. Wie der Verfassungsgerichtshof bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07,
dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen
die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verflgt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
unterschiedliche - in der Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) fallbezogen entwickelte
- Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten sind und
als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kdénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung
entgegensteht:2.10.5.8. Wie der Verfassungsgerichtshof bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07
und ZI.B 1150/07, dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das oOffentliche Interesse an der
Aufenthaltsbeendigung gegen die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am
Malstab des Artikel 8, EMRK abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verflgt. In den zitierten Entscheidungen wurden
vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR)
fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung
zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren konnen, dass Artikel 8, EMRK einer
Ausweisung entgegensteht:

* die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknUpft wird (EGMR 31.01.2006, Rodrigues
da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03, NVwZ 2005,
1046),

* das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81,
EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, O)Z 1998,
271) und dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),* das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens
(EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99,
0OJZ 2003, 344; 22.04.1997, rémisch zehn, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und dessen Intensitit (EGMR
02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),

* die SchutzwUrdigkeit des Privatlebens,

* den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
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09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, ZI.2002/21/0124),* den Grad der Integration des Fremden, der sich in
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschéftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert
vergleiche EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006,
560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 05.07.2005, ZI.2004/21/0124;
11.10.2005, ZI. 2002/21/0124),

* die Bindungen zum Heimatstaat,

* die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstoRe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie* die
strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstéBe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie

* auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, O)JZ 2006, 738 = EuUGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

2.10.5.9. Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte sind die Staaten im Hinblick
auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die
Ausweisung von Fremden zu Uberwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80 ua, EUGRZ 1985, 567;

21.10.1997, Boujlifa, ZI. 25404/94; 18.10.2006, Uner, ZI. 46410/99;

23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008, Omoregie ua., ZI. 265/07). Die EMRK garantiert Auslandern kein Recht
auf Einreise, Aufenthalt und Einblrgerung in einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00).

2.10.5.10. In Erganzung dazu verleiht weder die EMRK noch ihre Protokolle das Recht auf politisches Asyl (EGMR
30.10.1991, Vilvarajah ua., ZI. 13163/87 ua.; 17.12.1996, Ahmed, ZI. 25964/94; 28.02.2008 [GK] Saadi, ZI. 37201/06).

2.10.5.11. Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat
ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden
Fallen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begriindet keine generelle Verpflichtung flr den Staat,
Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in
Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen
von ihm Staat Ansdssigen Aufenthalt zu gewahren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem
Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmal? des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der
Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat uniberwindbare Hindernisse fir das Familienleben
bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der &éffentlichen Ordnung fir
eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begrindung
wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern
bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012,
Antwi u.a., ZI. 26940/10).2.10.5.11. Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Artikel 8, EMRK
garantierten Rechte muss der Staat ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der
Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Artikel 8, EMRK begriindet
keine generelle Verpflichtung fir den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und
Familienzusammenfuhrungen zuzulassen. Jedoch hangt in Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung
betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehérigen von ihm Staat Ansassigen Aufenthalt zu gewahren, von
der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmaf3 des
Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat
unlUberwindbare Hindernisse fir das Familienleben bestehen, sowie ob Grinde der Einwanderungskontrolle oder
Erwagungen zum Schutz der offentlichen Ordnung fUr eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des
Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begriindung wegen des fremdenrechtlichen Status einer der
betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur in
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Ausnahmefallen eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN;
28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012, Antwi u.a., ZI. 26940/10).

2.10.5.12. Die Ausweisung eines Fremden, dessen Aufenthalt lediglich auf Grund der Stellung von einem oder
mehreren Asylantragen oder Antrdgen aus humanitdren Grinden besteht, und der weder ein niedergelassener
Migrant noch sonst zum Aufenthalt im Aufenthaltsstaat berechtigt ist, stellt in Abwagung zum berechtigten
offentlichen Interesse einer wirksamen Einwanderungskontrolle keinen unverhaltnismaRigen Eingriff in das Privatleben
dieses Fremden dar, wenn dessen diesbezlglichen Antrage abgelehnt werden, zumal der Aufenthaltsstatus eines
solchen Fremden wahrend der ganzen Zeit des Verfahrens als unsicher gilt (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi, ZI. 21878/06).

2.10.5.13. Aufenthaltsbeendende Malinahmen beeintrachtigen das Recht auf Privatsphdre eines Asylantragstellers
dann in einem MaRe, der sie als Eingriff erscheinen lasst, wenn tber jemanden eine Ausweisung verhangt werden soll,
der lange in einem Land lebt, eine Berufsausbildung absolviert, arbeitet und soziale Bindungen eingeht, ein Privatleben
begrindet, welches das Recht umfasst, Beziehungen zu anderen Menschen einschlielich solcher beruflicher und
geschaftlicher Art zu begrinden (Wiederin in Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 5. Lfg., 2002, Rz 52 zu Art 8
EMRK).2.10.5.13. Aufenthaltsbeendende MalRnahmen beeintrachtigen das Recht auf Privatsphdre eines
Asylantragstellers dann in einem Mal3e, der sie als Eingriff erscheinen lasst, wenn Uber jemanden eine Ausweisung
verhangt werden soll, der lange in einem Land lebt, eine Berufsausbildung absolviert, arbeitet und soziale Bindungen
eingeht, ein Privatleben begrindet, welches das Recht umfasst, Beziehungen zu anderen Menschen einschlieBlich
solcher beruflicher und geschaftlicher Art zu begriinden (Wiederin in Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 5.
Lfg., 2002, Rz 52 zu Artikel 8, EMRK).

2.10.5.14. Nach der jungsten Rechtsprechung des EGMR (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi v. the United Kingdom, 21878/06
bzgl. einer ugandischen Staatsangehdrigen die 1998 einen Asylantrag im Vereinigten Kénigreich stellte) ist im Hinblick
auf die Frage eines Eingriffes in das Privatleben mal3geblich zwischen niedergelassenen Zuwanderern, denen
zumindest einmal ein Aufenthaltstitel erteilt wurde und Personen, die lediglich einen Asylantrag gestellt haben und
deren Aufenthalt somit bis zur Entscheidung im Asylverfahren unsicher ist, zu unterscheiden (im Falle der
Beschwerdefiihrerin Nnyanzi wurde die Abschiebung nicht als ein unverhaltnismaRiger Eingriff in ihr Privatleben
angesehen, da von einem grundsatzlichen Uberwiegen des 6ffentlichen Interesses an einer effektiven
Zuwanderungskontrolle ausgegangen wurde).

2.10.5.15. Nach der Rechtsprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u. a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat, unter gewissen
Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) auch in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den grof3ten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).2.10.5.15.
Nach der Rechtsprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u. a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat, unter gewissen
Umstanden koénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) auch in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groften Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Gbersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw.
Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus
1993,).

2.10.5.16. Bei der vorzunehmenden Interessensabwdagung ist zwar nicht ausschlaggebend, ob der Aufenthalt des
Fremden zumindest voribergehend rechtmaRig war (EGMR 16.09.2004, Ghiban / BRD; 07.10.2004, Dragan / BRD;
16.06.2005, Sisojeva u.a. / LV), bei der Abwdgung jedoch in Betracht zu ziehen (vgl. VfGH 17.03.2005, G 78/04; EGMR
08.04.2008, Nnyazi / GB). Eine langjahrige Integration ist zu relativieren, wenn der Aufenthalt auf
rechtsmissbrauchlichem Verhalten, insbesondere etwa die Vortdauschung eines Asylgrundes (vgl VWGH 2.10.1996,
95/21/0169), zurickzufihren ist (VwGH 20.12.2007,2006/21/0168). Dartber hinaus sind auch noch Faktoren wie etwa
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Aufenthaltsdauer, das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensitdat, sowie der Grad der
Integration welcher sich durch Intensitat der Bindungen zu Verwandten und Freunden, Selbsterhaltungsfahigkeit,
Schulausbildung bzw. Berufsausbildung, Teilnahme am sozialen Leben, Beschaftigung manifestiert, aber auch die
Bindungen zum Herkunftsstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, VerstéRRe gegen das Einwanderungsrecht und
Erfordernisse der ¢ffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand,
in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, bei der Abwagung in Betracht zu ziehen
(VfGH 29.09.2007, B1150/07 unter Hinweis und Zitierung der EGMR-Judikatur)2.10.5.16. Bei der vorzunehmenden
Interessensabwagung ist zwar nicht ausschlaggebend, ob der Aufenthalt des Fremden zumindest vortbergehend
rechtmaRig war (EGMR 16.09.2004, Ghiban / BRD; 07.10.2004, Dragan / BRD; 16.06.2005, Sisojeva u.a. / LV), bei der
Abwagung jedoch in Betracht zu ziehen vergleiche VfGH 17.03.2005, G 78/04; EGMR 08.04.2008, Nnyazi / GB). Eine
langjahrige Integration ist zu relativieren, wenn der Aufenthalt auf rechtsmissbrauchlichem Verhalten, insbesondere
etwa die Vortauschung eines Asylgrundes vergleiche VwGH 2.10.1996, 95/21/0169), zurlckzufthren ist (VwGH
20.12.2007, 2006/21/0168). Darliber hinaus sind auch noch Faktoren wie etwa Aufenthaltsdauer, das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensitat, sowie der Grad der Integration welcher sich durch Intensitat der
Bindungen zu Verwandten und Freunden, Selbsterhaltungsfahigkeit, Schulausbildung bzw. Berufsausbildung,
Teilnahme am sozialen Leben, Beschaftigung manifestiert, aber auch die Bindungen zum Herkunftsstaat, die
strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstdfle gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der oOffentlichen
Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, bei der Abwagung in Betracht zu ziehen (VfGH 29.09.2007,
B1150/07 unter Hinweis und Zitierung der EGMR-Judikatur).

2.10.5.17. GemaR der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vom 07.10.2010, B 950/10 sind betreffend der Frage
der Integration einer Familie in Osterreich insbesondere die Aufenthaltsdauer der Familie in Osterreich, ein
mehrjahriger Schulbesuch von minderjahrigen Kindern, gute Deutschkenntnisse und eine sehr gute gesellschaftliche

Integration der gesamten Familie zu berucksichtigen.

2.10.5.18. Es ist weiters als wesentliches Merkmal zu berucksichtigen, wenn - anders als in Fallen, in denen die
Integration auf einem nur durch Folgeantrage begrindeten unsicheren Aufenthaltsstatus basierte (vgl. zB VfGH
12.6.2010, U614/10) - die Integration wahrend eines einzigen Asylverfahrens (dessen Dauer im durch den
Verfassungsgerichtshof entschiedenen Fall sieben Jahre betrug), welches nicht durch eine schuldhafte Verzdgerung
durch den Beschwerdeflhrer bzw die Beschwerdefuhrerin gepragt war, erfolgte.2.10.5.18. Es ist weiters als
wesentliches Merkmal zu bertcksichtigen, wenn - anders als in Fallen, in denen die Integration auf einem nur durch
Folgeantrédge begrindeten unsicheren Aufenthaltsstatus basierte vergleiche zB VfGH 12.6.2010, U614/10) - die
Integration wahrend eines einzigen Asylverfahrens (dessen Dauer im durch den Verfassungsgerichtshof entschiedenen
Fall sieben Jahre betrug), welches nicht durch eine schuldhafte Verzégerung durch den Beschwerdefihrer bzw die
Beschwerdefiihrerin gepragt war, erfolgte.

2.10.5.19. Bei der Abwagung der betroffenen Rechtsgtiter zur Prifung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit des
staatlichen Eingriffes ist immer im Detail auf die besonderen Umstande des Einzelfalls abzustellen. Eine Ausweisung
hat daher immer dann zu unterbleiben, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden und seiner
Familie schwerer wiegen wirden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung.

2.10.5.20. Es gibt aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes keinen Grund zu der Annahme, dass oben zitierte
Judikatur nicht auf 8 9 BFA-VG Ubertragbar ware, zumal sich die Beurteilungskriterien des8 9 Abs 2 BFA-VG betreffend
das Vorliegen eines Eingriffes in das Privat- und Familienleben mit denjenigen des & 10 Abs 2 AsylG 2005 aF
decken.2.10.5.20. Es gibt aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes keinen Grund zu der Annahme, dass oben zitierte
Judikatur nicht auf Paragraph 9, BFA-VG Ubertragbar ware, zumal sich die Beurteilungskriterien des Paragraph 9,
Absatz 2, BFA-VG betreffend das Vorliegen eines Eingriffes in das Privat- und Familienleben mit denjenigen des
Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 aF decken.

2.10.5.21. Ebenso vom BFA zu prufen sein wird, ob dem Beschwerdeflhrer allenfalls von Amts wegen ein
Aufenthaltstitel gem § 57 AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen ist2.10.5.21. Ebenso
vom BFA zu prifen sein wird, ob dem Beschwerdefuhrer allenfalls von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gem Paragraph
57, AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen ist.
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2.11. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl ist somit spruchgemal? verpflichtet, den versdaumten Bescheid unter
Zugrundelegung der im gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichtes
gemal’ 8 28 Abs 7 VWGVG binnen acht Wochen zu erlassen2.11. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl ist somit
spruchgemald verpflichtet, den versdumten Bescheid unter Zugrundelegung der im gegenstandlichen Erkenntnis
festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichtes gemaf Paragraph 28, Absatz 7, VwGVG binnen acht

Wochen zu erlassen.
Zu B)
Revision

2.12. GemalR§ 25a Abs 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art 133 Abs 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.2.12.
Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu

begriinden.

2.12.1. Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemall Art 133 Abs 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lI6senden
Rechtsfrage vor.2.12.1. Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

2.12.2. Die oben in der rechtlichen Beurteilung angefuhrte Judikatur des VwGH ist zwar zu friheren Rechtslagen
ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Gbertragbar.

2.12.3. Im Hinblick auf die Bestimmung des8 28 Abs 7 VwWGVG ist auszuflhren, dass diese konzeptionell jener des8§ 42
Abs 4 VwGG aF folgt (vgl Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren,8 28 VwWGVG Anm 21), hinsichtlich derer
ebenfalls eine einheitliche Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes existiert, sodass auch hier nicht vom
Vorliegen einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung auszugehen ist.2.12.3. Im Hinblick auf die Bestimmung des
Paragraph 28, Absatz 7, VWGVG ist auszufUhren, dass diese konzeptionell jener des Paragraph 42, Absatz 4, VwGG aF
folgt vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren, Paragraph 28, VWGVG Anmerkung 21), hinsichtlich
derer ebenfalls eine einheitliche Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes existiert, sodass auch hier nicht vom
Vorliegen einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung auszugehen ist.

2.13. Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist daher gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zuldssig2.13. Die
Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist daher gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig.

2.14. Es ist somit spruchgemaR zu entscheiden.
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